
BL_GERICHTE 470 18 369 vom 23. November 2018
BL Gerichte, 2018-11-23, DE

Quelle: https://mcp.opencaselaw.ch/entscheid/bl_gerichte_470_18_369

FR: BL_GERICHTE 470 18 369 du 23 novembre 2018

IT: BL_GERICHTE 470 18 369 del 23 novembre 2018

Regeste

Nichtanhandnahme des Verfahrens

Erwägungen

E. 2
Selbst wenn indessen auf die Beschwerde einzutreten wäre, bliebe diese aus den
nachfolgenden Gründen dennoch erfolglos:

E. 2.1
Die Staatsanwaltschaft hat die Nichtanhandnahme eines Strafverfahrens in der
angefochtenen Verfügung im Wesentlichen damit begründet, dass bei einer Strafanzeige die
Sachverhaltsdarstellung, welche allenfalls eine rechtlich erhebliche Tatsache zu begründen
vermöge, massgeblich sei, nicht jedoch die zum Zeitpunkt der Anzeigeerstattung
vorgenommene rechtliche Würdigung des Sachverhalts. Deshalb könne der Nennung des
Tatbestands in einer Anzeige keine rechtserhebliche Bedeutung zukommen, weshalb der
Tatbestand der Urkundenfälschung bereits in objektiver Hinsicht eindeutig nicht erfüllt sei.
Überdies werde durch die Vornahme einer anderen rechtlichen Würdigung nicht über den
materiellen Inhalt der Anzeige getäuscht, zumal die Korrektur klar als solche zu erkennen
sei. Ausserdem liege das Wesen der Urkundenfälschung im engeren Sinne darin, dass über
die Identität des Ausstellers getäuscht werde. Indem auf der Polizeianzeige vom 26. April
2016 lediglich der Tatbestand der Tätlichkeit durchgestrichen und daneben handschriftlich
der Tatbestand der versuchten schweren Körperverletzung angebracht worden sei, werde
nicht über die Identität des Ausstellers getäuscht. Die handschriftlich angebrachte Korrektur
habe in erster Linie der besseren Übersicht gedient. Die Korrektur sei somit offensichtlich
nicht zwecks Täuschung im Rechtsverkehr vorgenommen worden und sei hierfür auch nicht
geeignet gewesen, womit es an der nötigen Beziehung zum geschützten Rechtsgut fehle.
Der Tatbestand der Urkundenfälschung sei demnach auch in subjektiver Hinsicht nicht
erfüllt. Da in casu weder eine Urkundenfälschung im engeren Sinne noch eine
Falschbeurkundung vorliege, sei das Verfahren gestützt auf Art. 310 Abs. 1 lit. a StPO nicht
an die Hand zu nehmen. Im Übrigen sei das Gesuch des Beschwerdeführers um
unentgeltliche Rechtspflege zufolge Aussichtslosigkeit des Rechtsbegehrens abzuweisen.

E. 2.2
Der Beschwerdeführer macht demgegenüber in seiner Beschwerde vom 6. Dezember 2018
zusammenfassend geltend, dass im vorliegenden Fall nicht nur die Strafanzeige vom 26.
April 2016, sondern auch jene vom 10. Mai 2016 massgeblich verändert worden sei. Daher
habe die Vorinstanz den Sachverhalt aktenwidrig und damit willkürlich festgestellt. Zudem
stelle der teilweise Beizug der Vollzugsakten eine Untersuchungshandlung dar, welche erst
nach Eröffnung der Untersuchung zu tätigen sei. Da die Staatsanwaltschaft das vorliegende



Verfahren mit einer Nichtanhandnahmeverfügung erledigt habe, obwohl es aufgrund des
erfolgten Aktenbeizugs faktisch eröffnet gewesen sei und demnach eine
Verfahrenseinstellung unter vorgängiger Ansetzung der Beweisantragsfrist nach Art. 318
StPO erforderlich gewesen wäre, habe sie das rechtliche Gehör des Beschwerdeführers
verletzt. Eine Heilung der Gehörsverletzung, welche nur ausnahmsweise zu erfolgen habe,
sei vorliegend nicht angezeigt. Im Weiteren sei die Behauptung der Staatsanwaltschaft,
wonach die Strafanzeige keine Urkunde darstelle, klar falsch und willkürlich. Es stünde
weder dem Beschuldigten noch der Staatsanwaltschaft zu, eine Anzeige nach Aktensicht
nach Belieben abzuändern. Sodann gebe die Anzeige Bescheid über rechtserhebliche
Tatsachen. Es sei sehr wohl rechtserheblich, ob der Polizist von einer Tätlichkeit oder einer
versuchten Tötung ausgegangen sei. Zu welchem Zeitpunkt die Abänderung vorgenommen
worden sei, sei völlig unklar. Die Vorinstanz verfalle daher in Willkür, wenn sie behaupte,
die Abänderung sei nach dem 6. Juni 2016 oder in Zusammenhang mit dem 6. Juni 2016
vorgenommen worden. Es verletze den Grundsatz in "dubio pro duriore" und das
Legalitätsprinzip, hier die Untersuchung nicht an die Hand zu nehmen.

E. 2.3
Gemäss Art. 309 Abs. 1 lit. a StPO eröffnet die Staatsanwaltschaft eine Untersuchung,
wenn sich aus den Informationen und Berichten der Polizei, aus der Strafanzeige oder aus
ihren eigenen Feststellungen ein hinreichender Tatverdacht ergibt. Sie verzichtet auf die
Eröffnung, wenn sie sofort eine Nichtanhandnahmeverfügung oder einen Strafbefehl erlässt
(Art. 309 Abs. 4 StPO). Gemäss Art. 310 Abs. 1 StPO verfügt die Staatsanwaltschaft die
Nichtanhandnahme, sobald aufgrund der Strafanzeige oder des Polizeirapports feststeht,
dass die fraglichen Straftatbestände oder die Prozessvoraussetzungen eindeutig nicht erfüllt
sind (lit. a), Verfahrenshindernisse bestehen (lit. b) oder aus den in Art. 8 StPO genannten
Gründen auf eine Strafverfolgung zu verzichten ist (lit. c). Die Frage, ob ein Strafverfahren
über eine Nichtanhandnahme erledigt werden kann, beurteilt sich nach dem aus dem
Legalitätsprinzip abgeleiteten Grundsatz "in dubio pro duriore" (Art. 5 Abs. 1 BV sowie
Art. 2 Abs. 1 StPO i.V.m. Art. 319 Abs. 1 StPO und Art. 324 Abs. 1 StPO; BGE 138 IV 86
E. 4.2). Danach darf eine Nichtanhandnahme durch die Staatsanwaltschaft gestützt auf Art.
310 Abs. 1 lit. a StPO nur in sachverhaltsmässig und rechtlich klaren Fällen ergehen. Im
Zweifelsfall, wenn die Gründe der Nichtanhandnahme nicht mit Sicherheit gegeben sind,
muss das Verfahren eröffnet werden (vgl. BGE 137 IV 285 E. 2.3; BGer 6B_1407/2016
vom 21. September 2017 E. 3.2). 2.4.1 Nach Art. 317 Ziff. 1 StGB machen sich Beamte
oder Personen öffentlichen Glaubens, die vorsätzlich eine Urkunde fälschen oder
verfälschen oder die echte Unterschrift oder das echte Handzeichen eines andern zur
Herstellung einer unechten Urkunde benützen (Variante 1), Beamte oder Personen
öffentlichen Glaubens, die vorsätzlich eine rechtlich erhebliche Tatsache unrichtig
beurkunden, namentlich eine falsche Unterschrift oder ein falsches Handzeichen oder eine
unrichtige Abschrift beglaubigen (Variante 2), der Urkundenfälschung im Amt strafbar und
werden mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft. Handelt der Täter
fahrlässig, so ist die Strafe Busse (Ziff. 2). Die Tatbestände des Urkundenstrafrechts
schützen das Vertrauen, welches im Rechtsverkehr einer Urkunde als einem Beweismittel
entgegengebracht wird. Mittel zum Beweis kann nur sein, was generell geeignet ist, Beweis
zu erbringen. Als Urkunden gelten deshalb unter anderem nur Schriften, die bestimmt und
geeignet sind, eine Tatsache von rechtlicher Bedeutung zu beweisen (Art. 110 Abs. 4
StGB). Die Urkundenfälschung i.e.S. erfasst das Herstellen einer unechten Urkunde, deren
wirklicher Aussteller mit dem aus ihr ersichtlichen Urheber nicht identisch ist.



Demgegenüber betrifft die Falschbeurkundung die Errichtung einer echten, aber unwahren
Urkunde, bei der also der wirkliche und der in der Urkunde enthaltene Sachverhalt nicht
übereinstimmen. Die Falschbeurkundung erfordert eine qualifizierte schriftliche Lüge. Eine
solche wird nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung nur angenommen, wenn der
Urkunde eine erhöhte Glaubwürdigkeit zukommt und der Adressat ihr daher ein besonderes
Vertrauen entgegenbringt (BGE 132 IV 12 E. 8.1). 2.4.2 Hinsichtlich des objektiven
Tatbestands der Urkundenfälschung im Amt gemäss Art. 317 Ziff. 1 StGB ist im
vorliegenden Fall strittig, ob der Nennung des Tatbestandes in einer Anzeige
rechtserhebliche Bedeutung im Sinne von Art. 110 Abs. 4 StGB zukommen kann. Laut der
Rechtsprechung sind Tatsachen rechtlich erheblich, wenn sie allein oder in Verbindung mit
anderen Tatsachen die Entstehung, Erhaltung, Feststellung, Veränderung, Übertragung oder
Aufhebung eines Rechts oder einer Pflicht bewirken (BGE 113 IV 77 E. 3a, mit weiteren
Hinweisen). Mit anderen Worten muss die Tatsache geeignet sein, die Lösung eines
rechtlichen Problems zu beeinflussen oder zu verändern ( Markus Boog , a.a.O., Art. 110 N
23). Wie dargelegt (vgl. E. 1.2), handelt es sich bei einer Strafanzeige lediglich um eine
Wissenserklärung über eine strafbare Handlung, welche keine rechtliche Qualifikation
verlangt. Der Staatsanwaltschaft ist beizupflichten, dass die Sachverhaltsdarstellung in
einer Anzeige geeignet sein kann, eine rechtlich erhebliche Tatsache zu begründen.
Hingegen stellt die rechtliche Qualifikation einer möglicherweise rechtsunkundigen Person
zum Zeitpunkt der Anzeigeerstattung keine Tatsache von rechtserheblicher Bedeutung dar.
Es gilt als notorisch, dass sich im Laufe einer Strafuntersuchung die rechtliche
Qualifikation eines Sachverhalts durchaus verändern kann (z.B. aufgrund neuer Beweise),
und die Untersuchung ohne Weiteres auch auf weitere Tatbestände ausgedehnt wird.
Folglich ist die zum Zeitpunkt der Anzeigeerstattung erfolgte rechtliche Qualifikation des
Sachverhalts nicht geeignet, einen Tatbestand von rechtlicher Bedeutung zu beweisen,
womit bereits der objektive Tatbestand der Urkundenfälschung vorliegend nicht erfüllt ist.
2.4.3 Der subjektive Tatbestand der Urkundenfälschung verlangt Vorsatz hinsichtlich aller
objektiven Tatbestandsmerkmale, wobei Eventualvorsatz ausreicht ( Markus Boog , a.a.O.,
Art. 317 N 19). Vorteils- oder Schädigungsabsicht ist nicht erforderlich, allerdings muss der
Täter mit dem Willen zur Täuschung im Rechtsverkehr handeln (BGE 100 IV 80 E. 3a; 113
IV 77 E. 4; Günter Stratenwerth/Felix Bommer , Schweizerisches Strafrecht, Besonderer
Teil II, 7. Auflage 2013, § 60 N 7). Diese Täuschungsabsicht ergibt sich daraus, dass der
Täter die Urkunde als echt oder wahr verwenden will (BGE 121 IV 216 E. 4; 100 IV 80 E.
3a; Markus Boog , a.a.O., Art. 317 N 19). Hinsichtlich des subjektiven Tatbestandes ist der
gesamte Kontext in Bezug auf die angebliche Motivation der Staatsanwaltschaft zu
würdigen. Wie dargelegt, muss der Täter hinsichtlich des subjektiven Tatbestands von Art.
317 Ziff. 1 StGB die Urkunde als wahr im Rechtsverkehr verwenden wollen. Es liegen im
zu beurteilenden Fall keinerlei Anhaltspunkte vor, weshalb die Staatsanwaltschaft in der
fraglichen Anzeige mit Wissen und Willen eine andere rechtliche Qualifikation als die in
dieser Anzeige vorgenommene hätte wiedergeben sollen. Schliesslich ist klar gewesen, dass
auch der Beschwerdeführer im Laufe des Verfahrens von dessen Ausdehnung auf weitere
Tatbestände Kenntnis erhalten hätte, weshalb eine Korrektur der Anzeige in Bezug auf eine
mögliche Absicht zur Täuschung des Rechtsverkehrs sinnlos gewesen wäre. Ausserdem ist
die handschriftlich erfolgte Korrektur eindeutig als solche erkennbar gewesen. Die
Korrektur ist folglich offensichtlich nicht mit dem Willen zur Täuschung im Rechtsverkehr
angebracht worden, womit auch der subjektive Tatbestand der Urkundenfälschung
klarerweise nicht erfüllt ist.



E. 2.5
Aus den vorstehenden Erwägungen erhellt, dass vorliegend weder der objektive noch der
subjektive Tatbestand des angezeigten Deliktes erfüllt ist, womit sich die Staatsanwaltschaft
evidentermassen nicht der Urkundenfälschung im Amt gemäss Art. 317 StGB schuldig
gemacht hat. Weil der fragliche Tatbestand eindeutig nicht erfüllt ist, hat die
Staatsanwaltschaft gemäss Art. 310 Abs. 1 lit. a StPO das Verfahren somit zu Recht nicht
an die Hand genommen. Dem Gesagten zufolge erweist sich die Beschwerde als
unbegründet und wäre folglich, selbst wenn darauf einzutreten wäre, abzuweisen. 3.1 Die
Kosten des Rechtsmittelverfahrens tragen die Parteien nach Massgabe ihres Obsiegens oder
Unterliegens. Als unterliegend gilt auch die Partei, auf deren Rechtsmittel nicht eingetreten
wird oder die das Rechtsmittel zurückzieht (Art. 428 Abs. 1 StPO). Ausgangsgemäss sind
die Kosten des Beschwerdeverfahrens von total CHF 1‘100.00, bestehend aus einer
Gerichtsgebühr von CHF 1‘000.00 und Auslagen von pauschal CHF 100.00, dem
unterliegenden Beschwerdeführer aufzuerlegen. 3.2 Schliesslich ist der Antrag des
Beschwerdeführers zu prüfen, es sei ihm die unentgeltliche Prozessführung sowie die
anwaltliche Verbeiständung zu gewähren. Gemäss Art. 136 Abs. 1 StPO gewährt die
Verfahrensleitung der Privatklägerschaft für die Durchsetzung ihrer Zivilansprüche ganz
oder teilweise die unentgeltliche Rechtspflege, wenn die Privatklägerschaft nicht über die
erforderlichen Mittel verfügt (lit. a) und die Zivilklage nicht aussichtslos erscheint (lit. b).
Im Weiteren setzt die Bestellung eines unentgeltlichen Rechtsbeistands voraus, dass dieser
zur Wahrung der Rechte der Privatklägerschaft notwendig ist (Art. 136 Abs. 2 lit. c StPO)
und das Rechtsmittel nicht aussichtslos erscheint (BGer 1B_705/2011 vom 9. Mai 2012 E.
2.3.2; 1B_732/2011 vom 19. Januar 2012 E. 7.1 f.; 1B_332/2012 vom 15. August 2012 E.
2.2 ff.; Niklaus Ruckstuhl , Basler Kommentar StPO, 2. Auflage 2014, Art. 132 N 10). Als
aussichtslos sind Prozessbegehren anzusehen, bei denen die Gewinnaussichten beträchtlich
geringer sind als die Verlustgefahren und die deshalb kaum als ernsthaft bezeichnet werden
können. Dagegen gilt ein Begehren nicht als aussichtslos, wenn sich Gewinnaussichten und
Verlustgefahren ungefähr die Waage halten oder jene nur wenig geringer sind als diese.
Massgebend ist, ob eine Partei, die über die nötigen Mittel verfügt, sich bei vernünftiger
Überlegung zu einem Prozess entschliessen würde; eine Partei soll einen Prozess, den sie
auf eigene Rechnung und Gefahr nicht führen würde, nicht deshalb anstrengen können, weil
er sie nichts kostet (vgl. BGE 129 I 129 E. 2.3.1, mit zahlreichen Hinweisen; Niklaus
Ruckstuhl , a.a.O., N 10 zu Art. 132). Das in diesem Zusammenhang gestellte Gesuch des
Beschwerdeführers um Bewilligung der unentgeltlichen Rechtspflege für die
Privatklägerschaft ist abzuweisen, nachdem gemäss Art. 136 Abs. 1 StPO die
Verfahrensleitung diese von vornherein nur für die Durchsetzung der Zivilansprüche
gewähren kann, es in casu aber nicht um die Durchsetzung solcher Ansprüche geht.
Überdies ist die vorliegende Beschwerde als offensichtlich aussichtslos zu qualifizieren.
Nachdem von vornherein auf die Beschwerde mangels Beschwerdelegitimation des
Beschwerdeführers nicht einzutreten ist, und die Beschwerde selbst im Falle eines
Eintretens klarerweise abzuweisen wäre, kann dem Rechtsmittel auch von Anfang an
keinerlei Aussicht auf Erfolg beschieden werden, womit das Gesuch um Bewilligung der
unentgeltlichen Rechtspflege präsidialiter (Art. 136 Abs. 1 StPO i.V.m. Art. 61 lit. c StPO
i.V.m. § 15 Abs. 1 lit. a EG StPO) abzuweisen ist.
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